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Stellungnahme zur Vernehmlassungsvorlage:
Totalrevision des Burgerrechtsgesetzes

Sehr geehrte Frau Bundesratin
sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 17. Dezember 2009 wurden wir zur Vernehmlassung zum oben genannten Ge-
schaft eingeladen. Fir die uns gegebene Gelegenheit zur Stellungnahme danken wir Ihnen bestens.

1. Zusammenfassung der Position des Schweizerischen Arbeitgeberverbandes (SAV)

Unsere Position lasst sich wie folgt zusammenfassen:

e Wir unterstiitzen die Stossrichtung der vorliegenden Vorlage.

e Die Herabsetzung der fir eine Einbirgerung notwendigen Aufenthaltsdauer von 12 auf 8 Jahre im
Sinne eines Anreizes flr eine rasche Integration begriissen und unterstitzen wir.

e Die Vereinfachung und Vereinheitlichung der Verfahren begrissen wir aus Grinden der Effizienz
wie der Rechtssicherheit.

e Fir die Beratungen im Parlament ist bereits mit den Arbeiten an den Ausflihrungsregelungen zu
beginnen.

2. Allgemeine Beurteilung

Die Schweiz ist auf die Zuwanderung von Arbeitskraften angewiesen. Im Vergleich zu unseren Nach-
barlandern haben wir in der Schweiz einen sehr hohen Auslanderanteil. Dass dieser so hoch ist, hangt
neben vielem Anderem auch mit unseren hohen Anforderungen an eine Einblrgerung zusammen.
Insbesondere werden einblrgerungswillige Ausléander fir eine innerschweizerische Mobilitat bestraft.
Wir begriissen es, dass die Vorlage mit einer Vereinheitlichung der Voraussetzungen klarere Grundla-
gen schafft.
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Die zu beurteilende Vorlage entspricht den Zielen der Wirtschaft, indem sie das Einblrgerungsverfah-
ren vereinheitlicht, strafft und effizienter ausgestaltet. Das heute geltende ordentliche dreistufige Ein-
blrgerungsverfahren (Bund, Kanton, Gemeinde) ist langwierig, kompliziert und in den Kantonen un-
terschiedlich ausgestaltet.

Im internationalen Vergleich ist die Voraussetzung von 12 Jahren Wohnsitz in der Schweiz sehr hoch.
Die heutigen Einbirgerungshindernisse sind vor allem fiir die junge, mobile Generation nicht mehr
zumutbar. Zu denken geben muss in diesem Zusammenhang, dass ein Viertel der stdndigen auslan-
dischen Bevolkerung in der Schweiz geboren ist und hier die Schulen besucht hat. Wir begriissen es
deshalb, dass diese Jahre der Schulzeit und Ausbildung doppelt zahlen.

Wir begriissen, dass neu der Begriff «erfolgreiche Integration» verwendet wird und Art. 12 definiert,
was darunter zu verstehen ist. Integration ist als ein Prozess zu verstehen. An jede héhere Stufe der
Bewilligungsart, sind hthere Anforderungen an die Integration zu kniipfen. Die Einblirgerung ist der
letzte Schritt, deshalb sind hier auch die héchsten Anforderungen an die Integration zu verlangen.

Die Schweizer Wirtschaft hat immer Wert gelegt auf die Integration der Auslander, weil das Zusam-
menleben in den Betrieben mit gut integrierten Auslandern erleichtert wird. Die Arbeitsmotivation, das
Betriebsklima und die Qualitat unserer Produkte und Dienstleistungen sind am besten, wenn Schwei-
zer und Auslénder in der Wirtschaft optimal zusammenarbeiten kénnen. Wer eingeburgert ist, fuhlt
sich hier auch dauerhaft zu Hause und wird darauf achten, dass auch seine Kinder gut integriert sind.
Auch das Einblrgerungsrecht vor dem 1. Weltkrieg ging davon aus, dass es fir die Schweiz von Nut-
zen ist, die hier heimisch gewordenen Auslander auch am politischen Leben teilhaben zu lassen.

Die Schweizer Wirtschaft ist auf die Beschaftigung von qualifizierten Fachkraften angewiesen. Diese
kénnen bekanntlich nicht immer in gentigender Zahl auf dem schweizerischen Arbeitsmarkt rekrutiert
werden. Fachkrafte, die aus dem Ausland in die Schweiz geholt werden, sollten mdglichst lange in der
Schweiz gehalten werden, damit ihr Fachwissen und angeeignetes Know-how erhalten bleibt. Die
Vorlage will einen Anreiz fiir eine schnelle Integration schaffen und damit auch eine schnellere Ein-
blrgerung in Aussicht stellen.

Ein grosser Anteil der Personen, welche in die Schweiz einwandern, stammt aus den benachbarten
Léndern, resp. aus den EU/EFTA-Staaten. Insbesondere die Integration der aus den Nachbarstaaten
stammenden Personen ist aus sozialen, kulturellen und sprachlichen Griinden in der Regel nicht prob-
lematisch. Die Schaffung eines Anreizes, sich bei einer guten Integration auch schneller einbiirgern zu
kdnnen, ist zu unterstitzen.

3. Zur Vorlage im Einzelnen

Wir haben unsere Stellungnahme wie von Ihnen gewtlinscht in den Fragebogen eingetragen. Wir ha-
ben unsere Stellungnahme im Fragebogen auf die fur uns relevanten Punkte beschrankt.

4, Zusammenfassung
Wir begrussen die vorgeschlagenen Anderungen des Einbiirgerungsgesetzes. Wir empfehlen, fiir die

weiteren Beratungen im Parlament auch bereits mit den Arbeiten an der Ausfihrungsverordnung zu
beginnen.
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Wir danken lhnen fiir die Aufmerksamkeit, welche Sie unseren Bemerkungen entgegenbringen und
bitten Sie, unsere Antrage, welche die Vernehmlassungen unserer Mitglieder zusammenfassen, zu
bertcksichtigen.

Mit freundlichen Griissen

SCHWEIZERISCHER ARBEITGEBERVERBAND

Thomas Daum Ruth Derrer Balladore
Direktor Mitglied der Geschéftsleitung

Zusatzlich per E-Mail: urs.fischli@bfm.admin.ch
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Eidgendssisches Justiz- und Polizeidepartement EJPD

Revision Birgerrechtsgesetz (BuG)

Vernehmlassungsverfahren

Bern, den 16.12.2009

Fragenkatalog

Hinweis: Allgemeine Bemerkungen kénnen am Ende des Fragenkatalogs angebracht werden.

Revisionsvorschlag Ja Nein |Begrindung /Bemerkungen /Vorschléage
Artikel 9 Formelle Voraussetzungen
Niederlassungsbewilligung Es ist eine logische Abfolge, dass das Birgerrecht
Sind Sie einverstanden. dass sich nur ein- erst nach der Niederlassungbewilligung erteilt wird.
. o . . Im Gesamtzusammenhang ergibt sich daraus
birgern lassen kann, wer Uber eine Nieder- X auch, dass mit jeder Stufe auch ein héherer Grad
lassungsbewilligung (Bewilligung C) ver- der Integration erreicht werden muss.
fugt?
8 Jahre Aufenthalt in der Schweiz _ _ _ o
Sind Sie einverstanden, dass bei gleichzei- X Die Herabsetzung ist auch ein Anreiz flr eine
i B . raschere Integration. Diese ist auch aus
tiger Erhéhung der Anforderungen an die arbeitgeberpolitischer Hinsicht zu begrussen, da
Integration die erforderliche Aufenthalts- die Wirtschaft ein grosses Interesse daran hat,
. . Fachkrafte dauerhatft an die Schweiz binden zu
dauer in der Schweiz von heute 12 auf 8 Kkénnnen.
Jahre herabgesetzt wird?
Artikel 10 Berechnung der Aufenthalts- ) . : . .
g Wer seine Ausbildungsjahre in der Schweiz
dauer verbracht hat, wurde mit den schweizerischen
X Verhéltnissen vertraut geme_lcht unc_i istin aller
Sind Sie mit der Beibehaltung der Doppel- Regel auch gut integriert. Die Ausbildungs-
R . investionen der Schweiz in junge Auslénder
zéhlung der Aufenthaltsdauer zwischen machen sich so auch durch eine verstérkte
dem 10. und 20. Altersjahr einverstanden? Attraktivitat der Schweiz bezahlt.
Artikel 11 Materielle Voraussetzungen
Sind Sie mit den neuen materiellen Voraus- X

setzungen einverstanden?

Hinweis: Das Beachten der schweizeri-
schen Rechtsordnung gehért neu zum um-
fassenderen Begriff des "Beachtens der
offentlichen Sicherheit und Ordnung" und
wird im neuen Artikel 12 geregelt.
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Artikel 12 und 20 Integrationskriterien

Artikel 12 Abs. 1

Sind Sie mit den aufgefuhrten Kriterien, die
auf eine erfolgreiche Integration hinweisen,
einverstanden?

Offentliche Sicherheit und Ordnung
Sind Sie mit diesem Kriterium, worin auch
das Beachten der schweizerischen Rechts-
ordnung enthalten ist, einverstanden?

Respektierung der grundlegenden Prin-
zipien der Bundesverfassung

Sind Sie mit diesem Kriterium einverstan-
den?

Fahigkeit, sich in einer Landessprache
zu verstandigen

Sind Sie mit diesem Kriterium einverstan-
den?

Wille zur Teilnahme am Wirtschaftsleben
oder zum Erwerb von Bildung

Sind Sie mit diesem Kriterium einverstan-
den?

Artikel 12 Abs. 2

Personen, welche die Integrationskrite-
rien aus psychischen oder physischen
Grinden nicht erfullen kénnen

Sind Sie einverstanden, dass der Situation
dieser Personen angemessen Rechnung
getragen wird?

Artikel 20 Erleichterte Einblrgerung

Sind Sie mit den neuen materiellen Eig-
nungsvoraussetzungen der erleichterten
Einblrgerung einverstanden?

Ungeldst ist damit noch die Frage des Umzugs
zwischen zwei Landesteilen. Heute werden in der
Regel Sprachkenntnisse in der Landessprache am
Einbirgerungsort verlangt. Laut Gesetz sind jedoch
nur die Kenntnisse einer Landessprache verlangt.

Artikel 13 Einburgerungsverfahren

Sind Sie einverstanden, dass Einblrge-
rungsgesuche erst nach Durchfiihrung des
kantonalen und kommunalen Verfahrens
und der Zusicherung der Einblrgerung
durch Kanton und Gemeinde an den Bund
weitergeleitet werden kénnen?
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Artikel 14 Kantonaler Einblrgerungs-
entscheid

Sind Sie mit dem vorgeschlagenen Verfah-
rensablauf (zuerst Einblrgerungsbewilli-
gung des Bundes, anschliessend Einblirge-
rungsentscheid des Kantons innert sechs
Monaten) einverstanden?

Artikel 18 Kantonale und kommunale
Aufenthaltsdauer

Variante 1
Sind Sie mit dem Inhalt dieser Bestimmung
einverstanden?

Anrechnung der Aufenthaltsdauer

Sind sie mit der Anrechnung der Aufent-
haltsdauer bei Wohnsitzwechsel innerhalb
bzw. ausserhalb des Kantons einverstan-
den?

Variante 2

Wirden Sie eine einheitliche Bundesrege-
lung vorziehen, wonach die Kantone eine
erforderliche Aufenthaltsdauer von hochs-
tens drei Jahren festlegen kénnen?

Anrechnung der Aufenthaltsdauer

Sind sie mit der Anrechnung der Aufent-
haltsdauer bei Wohnsitzwechsel innerhalb
des Kantons einverstanden?

Mit Variante 1 wird das Ziel einer einheitlichen
Regelung nicht erreicht. In der kleinrAumigen
Schweiz sind Wohnsitzwechsel iber die
Kantonsgrenzen keine Seltenheit.
Innerschweizerische Mobilitat darf nicht bestraft
werden.

Einheitliche Regelungen sind wichtig, um der
Moilitdt Rechnung zu tragen.

Artikel 22 Irrtimlich angenommenes
Schweizer Blrgerrecht

Sind sie mit der neu formulierten Bestim-
mung einverstanden?

Hinweis: Die Bestimmung wurde gegentuber
dem heutigen Artikel 29 BUG vereinfacht
(Aufhebung von Artikel 29 Absatz 3 und 4,
die in der Praxis nahezu bedeutungslos
sind und zum grossen Teil bereits durch
Absatz 1 abgedeckt werden).
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Artikel 25 Zustandigkeit und Verfahren . . .
Es entspricht einer Verfahrensvereinfachung, wenn

) o ] ] das Gesuch beim Wohnsitzkanton eingereicht wird.
Sind Sie mit der Schaffung einer gesetzli- Es ist ohnehin der Wohnsitzkanton, welcher die

chen Grundlage einverstanden, die vorse- X Abklarungen treffen muss.
hen kann, dass das Gesuch um erleichterte
Einblrgerung beim Wohnkanton einge-
reicht wird? (Hinweis: Fur diesen Fall wirde
der bei den Kantonen und Gemeinden an-
fallende Mehraufwand finanziell abgegolten
werden.)

Artikel 26 Voraussetzungen fur die
Wiedereinbirgerung

Allgemeine Voraussetzungen

Sind Sie mit den allgemeinen Vorausset-
zungen fir die Wiedereinbirgerung einver-
standen?

Enge Verbundenheit

Sind Sie einverstanden, dass fir die Wie-
dereinbirgerung neu eine erfolgreiche In-
tegration bei Aufenthalt in der Schweiz und
eine enge Verbundenheit mit der Schweiz
bei Aufenthalt im Ausland verlangt wird?
Hinweis: Das geltende Recht verlangt bei
Wohnsitz im Ausland bloss eine einfache
Verbundenheit mit der Schweiz. Hingegen
soll nach neuem Recht nicht eingebirgert
werden, wer die Schweiz nur vom Horen-
sagen kennt. Die Kriterien der engen Ver-
bundenheit werden in einer Verordnung
zum Burgerrechtsgesetz geregelt.

Artikel 27 Nach Verwirkung und Verlust
des Burgerrechts

Sind Sie einverstanden, dass es nur noch
eine einzige Bestimmung fir die Wieder-
einburgerung gibt (anstelle der bisherigen
Artikel 21, 23 und 58 BUG)?

Einreichungsfrist o S
Sind Sie einverstanden, dass die Wieder- Zu berucksichtigen ware hier die Frag.e, ob es auch
heute noch der Fall sein kann, dass eine Frau

einblrgerung innert zehn Jahren nach Ver- durch Eheschliessung auf das Schweizer

lust des Schweizer Biirgerrechts beantragt Birgerrecht verzichten muss, im Falle einer
. . Ehescheidung jedoch das Biirgerecht des

werden muss und nach Ablauf dieser Frist Ehemanns wieder verliert.

nur noch maglich sein soll, wenn die ge-

suchstellende Person mindestens drei Jah-

re Aufenthalt in der Schweiz hat?

a7




Fragenkatalog Totalrevision Birgerrechtsgesetz 16.12.2009

Artikel 33 Aufenthalt

Sind Sie einverstanden, dass an die Auf-
enthaltsdauer nur Aufenthalte mit Nieder-
lassungsbewilligung, Aufenthaltsbewilligung
oder vorlaufiger Aufnahme angerechnet
werden, nicht jedoch Aufenthalte mit Status
als Asylsuchende?

Artikel 34 Kantonale Erhebungen

Erhebungen

Sind Sie damit einverstanden, dass eine
explizite gesetzliche Grundlage geschaffen
wird, wonach das zustandige Bundesamt
die kantonale Einbirgerungsbehérde auch
mit den Erhebungen beauftragen kann, die
fur die Beurteilung der Voraussetzungen fir
die erleichterte Einblirgerung, Wiederein-
blrgerung oder fir die Nichtigerklarung
einer Einblrgerung oder des Entzugs des
Schweizer Birgerrechts notwendig sind?

Ordnungsfristen

Sind Sie mit der Schaffung einer gesetzli-
chen Grundlage, die es dem Bund erlaubt,
Ordnungsfristen fir die Durchfiihrung von
Erhebungen einzufiihren, einverstanden?
Welche Frist erscheint Ihnen angemessen?

Frage zur Verfahrensdauer im Kanton
und der Gemeinde (Hinweis: Diese Frage
richtet sich an die Kantone)

Wie lange dauert heute die durchschnittli-
che Verfahrensdauer in Ihrem Kanton fiir
eine ordentliche Einbiirgerung vom Moment
der Gesuchseinreichung an bis zum Ent-
scheid:

a: fur das kantonale Verfahren?

b: fir das kommunale Verfahren?

Die Formulierung sollte so geandert werden, dass
die Erhebungen kostendeckend sind (statt
hochstens kostendeckend).

Einer rechtsgleichen Behandlung ist es forderlich,
wenn Fristen festgelegt werden, die von allen
Kantonen einzuhalten sind.

Zu der Frage der angemessenen Dauer solcher
Fristen kdnnen wir jedoch mangels entsprechender
Kenntnisse nicht Stellung nehmen.

Artikel 35 Gebulihren

Sind Sie mit der Aufhebung des Gebihren-
erlasses fir mittellose Bewerberinnen und
Bewerber einverstanden?
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Artikel 36 Nichtigerklarung

Aufhebung der Zustimmung des Hei-
matkantons zur Nichtigerklarung

Sind Sie mit der Aufhebung der Zustim-
mung des Heimatkantons zur Nichtigerkla-
rung einer Einblrgerung einverstanden?

Wartefrist nach rechtskraftiger Nichtig-
erklarung einer Einblrgerung

Sind Sie mit der Einfuhrung einer Wartefrist
von zwei Jahren nach der rechtskraftigen
Nichtigerklarung einer Einblrgerung ein-
verstanden?

Artikel 41 Abs. 3 Vereinfachung bei der
Entlassung aus mehrfachem kantonalem
Burgerrecht

Sind Sie einverstanden, dass es fur die
Entlassung gentigt, wenn ein Heimatkanton
(d.h. nicht alle Heimatkantone) die Entlas-
sungsverfuigung erlasst und dies von Amtes
wegen den ubrigen Heimatkantonen mitge-
teilt wird?

Artikel 51 Nichtrickwirkung

Sind Sie einverstanden, dass die vor dem
Inkrafttreten dieses Gesetzes eingereichten
Gesuche bis zum Verfahrensabschluss
(Entscheid) noch nach den Bestimmungen
des bisherigen Rechts behandelt werden
sollen?

Artikel 52 Erleichterte Einblrgerung fir
das Kind eines schweizerischen Eltern-
teils

Sind Sie einverstanden, dass die bisherigen
Artikel 58a und 58c fur auslandische Kinder
einer schweizerischen Mutter und eines
schweizerischen Vaters durch eine neue,
einheitliche Bestimmung ersetzt werden?
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Beflirworten Sie die Stossrichtung der
vorliegenden Birgerrechtsrevision?
(Herstellung einer weitgehenden Kohéarenz
mit dem neuen Auslandergesetz sowie den
Anderungen des Asylgesetzes beziiglich
Anforderungen an den Integrationsgrad und
die Sprachkenntnisse; Verbesserung der
Entscheidgrundlagen und damit einherge-
hende Sicherstellung, dass nur erfolgreich
integrierte Auslénderinnen und Auslander
das Schweizer Biirgerrecht erhalten; Har-
monisierung der kantonalen und kommuna-
len Wohnsitzfristen; Reduktion des admi-
nistrativen Gesamtaufwandes durch Verein-
fachung und Harmonisierung der Ablaufe
sowie Klarung der Rollen von Kanton und
Bund im Einblrgerungsverfahren).

Wir unterstiitzen die Stossrichtung der
vorliegenden Revision sehr.

Beitritt der Schweiz zur Europdaischen

Staatsangehorigkeitskonvention (STE

166) und zur Konvention uber die Ver-
meidung der Staatenlosigkeit bei Staa-
tennachfolge (STE 200)

Beitritt

Sind Sie einverstanden, dass die Schweiz
der Europaischen Staatsangehdrigkeits-
konvention sowie der Konvention tber die
Vermeidung der Staatenlosigkeit bei Staa-
tennachfolge beitritt?

Verknipfung mit der Totalrevision BUG?
Sind Sie einverstanden, dass die Frage des
Beitritts der Schweiz zu diesen beiden Kon-
ventionen mit der Totalrevision des Biirger-
rechtsgesetzes verkniipft (und nicht separat
behandelt) wird?

Die Beantwortung dieser Fragen ist nicht einfach.
Um Stellung nehmen zu kdnnen, wirde es eine
vertiefte Prifung der Kompatibilitdt mit dem
Schweizer Recht brauchen.

Auffallend ist, dass die Staatsangehdrigkeits-
konvention wurde weder von ltalien, noch
Frankreich noch Belgien ratifiziert sind, hingegen
von Deutschland und Osterreich. Die Konvention
Uber die Vermeidung der Staatenlosigkeit bei
Staatennachfolge wurde noch von keinem unserer
Nachbarlander ratifiziert. Es ist genau zu prifen,
welches die Auswirkungen wéren.

Die Diskussion um die Totalrevision sollte nicht mit
der Frage des Beitritts zu den Konventionen
verknUpft werden.

Zusatzbemerkungen, insbesondere zu
Gesetzesartikeln, die nicht im Fragebo-
gen aufgefiihrt sind.

Da den Vollzugbestimmungen eine grosse
Bedeutung bei der Umsetzung des Gesetzes
zukommt, sollte die Biirgerrechtsverordnung
bereits vor den parlamentarischen Beratungen
ausgearbeitet und nicht erst nach der
Verabschiedung des Gesetzes in Angriff
genommen werden. Damit wird auch fur die
Kantone die nétige Klarheit geschaffen und
unnotige Diskussionen lassen sich vermeiden.

717




	20100322_Bürgerrechtsvorlage.pdf
	20100322_Bürgerrechtsvorlage Fragebogen_d

